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Verfahrensablauf  

Information für Antragstellerinnen und Antragsteller 

 

Das Vorverfahren 

Nachdem Sie einen Antrag auf Schlichtung bei uns gestellt haben, beginnt die Prüfung dieses An-

trags auf Zulässigkeit und Zuständigkeit. 

 

HINWEIS 

• Bitte beachten Sie, dass wir Ihren Anspruch vorab NICHT rechtlich prüfen.  

• Als neutrale Schlichtungsstelle dürfen wir Sie nicht rechtlich beraten und auch keine 

Tipps geben. Deshalb können wir auch nicht Ihr Antragsziel (Ihre konkrete Forderung an 

das Unternehmen) für Sie festlegen. 

• Wenn Sie eine Rechtsberatung im Hinblick auf Ihre Ansprüche haben möchten, wenden 

Sie sich bitte beispielsweise an die Rechtsanwaltschaft oder eine Verbraucherschutzein-

richtung.  

 

I. Antragsprüfung auf Vollständigkeit 

 

1. Schlüssiger Sachverhalt 

2. Vollständige Angaben zum Antragstellenden (Verbraucherin oder Verbraucher) und 

Antragsgegner (Unternehmen) 

3. Antragsziel 

Hilfreiche Tipps zur Antragstellung erhalten Sie in der Anleitung, die wir Ihnen hier zur Ver-

fügung stellen. 

 

II. Zuständigkeitsprüfung   

 

1. Streitigkeit aus einem Vertrag zwischen dem Antragstellenden (Verbraucherin oder 

Verbraucher) und einem Unternehmen (nur im Ausnahmefall von § 30 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 

VSBG ist ein Vertrag nicht unbedingt Voraussetzung). Wir sind auch zuständig, wenn die 

Parteien darüber streiten, ob ein (Verbraucher-)vertrag vorliegt. 

 

 

https://www.universalschlichtungsstelle.de/fileadmin/images/PDF/Anleitung_zur_Antragsstellung.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/vsbg/__30.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vsbg/__30.html
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• Wir sind NICHT zuständig für 

 

o Streitigkeiten zwischen Privatpersonen,  

o Streitigkeiten zwischen Unternehmen, 

o öffentlich-rechtliche Streitigkeiten, 

o arbeitsrechtliche Streitigkeiten, 

o Streitigkeiten zu Gesundheitsdienstleistungen, 

o Belange des kollektiven Rechtsschutzes, 

o Streitigkeiten zu nichtwirtschaftlichen Dienstleistungen, 

o Streitigkeiten zu Weiter- und Hochschulbildung durch staatliche Einrichtungen. 

 

Beispiele, bei denen unsere Zuständigkeit nicht gegeben ist:  

o Sie vermieten gewerblich. 

o Sie kaufen im Rahmen ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit. 

o Der Streitigkeit liegt kein Vertrag zugrunde, sondern ein Verwaltungsakt: Sie erhalten 

keine Rechnung, sondern einen Gebührenbescheid (Bsp.: Abwasser). 

o Sie möchten ein Unternehmen anzeigen, das Ihrer Meinung nach strafrechtlich rele-

vant oder wettbewerbswidrig handelt. (Polizei, Wettbewerbszentrale). 

o  Streitigkeiten über staatliche Zuschüsse. 

 

2. Keine vorrangige Zuständigkeit einer anderen, nach dem Verbraucherstreitbeilegungs-

gesetz (VSBG) anerkannten Schlichtungsstelle. 

Als Auffangschlichtungsstelle sind wir nur dann zuständig, wenn keine andere, branchenspezifi-

sche Schlichtungsstelle nach dem VSGB für Ihren Antrag zuständig ist. 

Ob eine spezialisierte Verbraucherschlichtungsstellen für Ihre Streitigkeit zuständig ist, können 

Sie zum Beispiel in der Liste der Verbraucherschlichtungsstellen der Europäischen Kommission 

oder der vom Bundesamt für Justiz veröffentlichten Liste der Verbraucherschlichtungsstellen in 

Deutschland entnehmen. 

Auf unserer Website finden Sie hier die Liste mit Verbraucherschlichtungsstellen und weiteren 

Anlaufstellen im Bereich der außergerichtlichen Streitbeilegung: https://www.universalschlich-

tungsstelle.de/lotse 

Zu übrigen Schlichtungsstellen, die nicht nach dem VSBG anerkannt sind, besteht eine parallele 

Zuständigkeit. Sie können hier selbst wählen, welche Streitbeilegungsstelle Sie anrufen.  

HINWEIS: Eine parallele Bearbeitung ist nicht zielführend oder gar kontraproduktiv.  

Zum Beispiel: KfZ-Schiedsstellen, Clearingstelle EEG|KWKG, Handwerks- oder Landesarchitektenkam-

mer... 

 

https://consumer-redress.ec.europa.eu/list-alternative-dispute-resolution-adr-bodies_en
https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Verbraucherrechte/Verbraucherstreitbeilegung/ListeVerbraucherschlichtungsstellen/ListeVerbraucherschlichtungsstellen.html
https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Verbraucherrechte/Verbraucherstreitbeilegung/ListeVerbraucherschlichtungsstellen/ListeVerbraucherschlichtungsstellen.html
https://www.universalschlichtungsstelle.de/lotse
https://www.universalschlichtungsstelle.de/lotse
https://www.google.com/search?client=firefox-b-d&q=Clearingstelle+EEG%7CKWKG&mstk=AUtExfCqBzWQ50NhnDdZk1JITPvlWt5hF451xUVqicPdYyHltRFTkqCYokLD7IPqZiimdbnhPOlT98A31shnrSIA_MVNMC3ETw1TT23xwSSdQeNNeTsz7w2AzoudfSRyph9dDLU&csui=3&ved=2ahUKEwiRvvWmpoaTAxU09rsIHdnwBOIQgK4QegQIARAC
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3. Unternehmen mit Sitz in Deutschland 

(auch ausländische Unternehmen mit (Zweig-)Niederlassung in Deutschland) 

 

4. Einigungsversuch 

Sie haben dem Unternehmen bereits Ihr Anliegen vorgetragen und versucht eine Lösung zu 

finden. Bislang hatte dies keinen Erfolg.  

HINWEIS: Es ist sinnvoll, dem Unternehmen eine angemessene Antwortzeit einzuräumen. 

Dies kann je nach Branche zwischen einer Woche und z.B. auch zwei Monaten variieren. 

 

5. Kein vorangegangenes Schlichtungsverfahren oder Gerichtsverfahren  

Wir sind nicht zuständig, wenn die Streitigkeit bereits Gegenstand eines Schlichtungsverfah-

rens oder Gerichtsverfahrens war und eine Entscheidung ergangen ist. Dies gilt nicht, wenn 

eine andere Schlichtungsstelle sich für unzuständig erklärt hat.  

 

6. Streitwert: Wir bearbeiten nur Streitigkeiten mit einem Streitwert ab 10 EUR und bis 

50.000 EUR. 

 

7. Nur wenn keine weiteren Ablehnungsgründe nach § 14 VSBG vorliegen 

Wir lehnen die Bearbeitung Ihres Schlichtungsantrags u.a. ab, wenn 

- dieser offensichtlich ohne Aussicht auf Erfolg ist,  

Beispiel: ein Antrag hat offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg,  

▪ wenn der Anspruch verjährt ist und das Unternehmen sich auf die Verjährung berufen hat 

▪ das Insolvenzverfahren gegen das Unternehmen eröffnet wurde, 

▪ der Schlichtungsantrag dem Unternehmen nicht zugestellt werden kann. 

 

- die Streitigkeit bereits beigelegt ist, 

- der Antrag mutwillig erscheint. 

Häufigster Ablehnungsgrund ist aber unsere fehlende Zuständigkeit (s.o.). 
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III. Wir prüfen die Teilnahmebereitschaft des Unternehmens  

Wenn Ihr Antrag vollständig ist und in unsere Zuständigkeit fällt, wird Ihr Schlichtungsantrag 

dem Unternehmen bekanntgegeben. Das geschieht unabhängig davon, ob, das Unternehmen im 

Vorfeld (Impressum, Webseite, AGB, Schriftwechsel) erklärt hat, an Streitbeilegungsverfahren 

teilzunehmen oder nicht. Dieser Verfahrensschritt dauert in der Regel zwei bis fünf Wochen, 

denn das Unternehmen erhält zunächst die Aufforderung, sich über dessen Teilnahmebereit-

schaft am Streitbeilegungsverfahren zu erklären und wird gegebenenfalls nochmal daran erin-

nert. Bei im Vorfeld erklärter Teilnahmebereitschaft erhält das Unternehmen direkt die Gele-

genheit zur Stellungnahme  

Wenn das Unternehmen nicht bereit ist, am Schlichtungsverfahren bei der Universalschlich-

tungsstelle des Bundes teilzunehmen, wird das Verfahren beendet. Bei fehlender Teilnahme-

bereitschaft steht Ihnen der Rechtsweg offen. 

Wenn das Unternehmen die Teilnahme erklärt oder die gesetzliche Teilnahmefiktion eintritt, 

wird ein Schlichtungsverfahren im engeren Sinn durchgeführt.  

HINWEIS: Das Unternehmen kann jederzeit die weitere Durchführung des Verfahrens ablehnen 

und dieses damit vorzeitig beenden.   

 

Das Schlichtungsverfahren im engeren Sinn 

Wenn das Unternehmen die Teilnahme am Schlichtungsverfahren erklärt hat oder die gesetzli-

che Teilnahmefiktion eingetreten ist, dann wird das eigentliche Schlichtungsverfahren eingelei-

tet. Nun haben die Parteien Gelegenheit zum Sachverhalt Ihre Sicht zu schildern und diese mit 

Dokumenten zu belegen.  

Zunächst erhält das Unternehmen die Gelegenheit zum vom Verbraucher angegebenen Sach-

verhalt eine Stellungnahme abgeben. Hierbei kann das Unternehmen auch eigene Lösungsvor-

schläge vortragen und Dokumente einbringen, die den Vortrag stützen. Daraufhin hat wiederum 

der Verbraucher die Gelegenheit hierauf zu antworten, weitere Lösungsvorschläge zu unter-

breiten und Dokumente einzubringen.  

Wir setzen beiden eine Frist für die jeweilige Stellungnahme. Diese beträgt in der Regel drei Wo-

chen und kann auf Wunsch auch verlängert werden.  

HINWEIS: Das Unternehmen muss sich nicht aktiv am Verfahren beteiligen, d.h. es muss keine 

Stellungnahme abgeben. 

Wenn beide Parteien ausreichend Gelegenheit hatten, sich zum Sachverhalt zu äußern und die 

Schlichtungsstelle keine weiteren Fragen hat, wird die Akte für vollständig erklärt. Nun haben 

wir von Gesetzes wegen 90 Tage Zeit, einen Schlichtungsvorschlag zu unterbreiten. 
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HINWEIS: 

Das Schlichtungsverfahren bei der Universalschlichtungsstelle des Bundes ist ein schriftliches 

Verfahren, deshalb sind jegliche Erklärungen auch schriftlich abzugeben und werden an die Ge-

genpartei übermittelt. Fragen zum Verfahren beantworten wir Ihnen aber gerne auch telefo-

nisch. Im Übrigen erfolgt in der Regel keine mündliche Erörterung des Sachverhalts. Es werden 

keine Zeugen gehört und die Schlichtungsstelle erhebt keine Beweise, insbesondere werden von 

uns keine Sachverständigen hinzugezogen.  

Im Hinblick auf Beweise gilt der Beibringungsgrundsatz. Grundsätzlich muss jede Partei die Tat-

sachen darlegen und beweisen, die zugunsten ihrer Position sprechen. 

Die Schlichtungsstelle prüft und bewertet grundsätzlich nur auf Grundlage dessen, was die Par-

teien nach den Prinzipien der Beweislastverteilung vortragen und belegen können.  

 

Der Schlichtungsvorschlag 

Nach Austausch der Stellungnahmen wird der Sachverhalt rechtlich von uns geprüft. Der darauf-

hin von uns erstellte Lösungsvorschlag basiert auf geltendem Recht und aktueller Rechtspre-

chung.  

HINWEIS: Das Schlichtungsverfahren zielt nicht allein auf eine Kompromissfindung ab! 

Nur in Ausnahmefällen wird eine vom Gesetz abweichende Lösung vorgeschlagen. Ungleich ei-

nes Gerichts kann die Schlichtungsstelle eine vom Gesetz abweichende Lösung vorschlagen, bei-

spielsweise wenn erkennbar eine andere Lösung von den Parteien gewollt ist oder eine solche 

unter Berücksichtigung besonderer Umstände des Einzelfalls sachgerechter erscheint. 

Der Schlichtungsvorschlag wird beiden Parteien übermittelt und die Parteien haben drei Wo-

chen Zeit, diesen anzunehmen oder abzulehnen.  

Nach Ablauf der 3-Wochenfrist teilt die Schlichtungsstelle den Parteien das Ergebnis des 

Schlichtungsverfahrens mit und beendet das Verfahren. Dem Unternehmen geht im Anschluss 

die Rechnung für das Verfahren zu.  

Wenn beide Parteien den Schlichtungsvorschlag annehmen, stellt dies einen eigenständigen 

Vertrag über die Einigung dar. Die Parteien sollten die jeweils vorgeschlagenen und akzeptier-

ten Maßnahmen ergreifen. Die Schlichtungsstelle ist nicht für die Durchsetzung dieses Eini-

gungsvertrages zuständig.  

Wenn eine der Parteien den Schlichtungsvorschlag nicht annimmt, dann kommt keine Einigung 

zustande. Beiden Parteien steht der Rechtsweg zu den Gerichten offen.  

Wichtig: Beide Parteien können sich auch jederzeit selbst auf eine einvernehmliche Lösung ver-

ständigen. Wenn es bereits zu einer Teilnahme am Verfahren gekommen ist, löst dies dennoch 

Gebühren für das Unternehmen aus. 


